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Sechstes Buch
Ehesachen und Entmündigungen

Erster Abschnitt. Verfahren in Ehesachen.
§ 568.

Für die Rechtsstreitigkeiten, welche die Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer
Ehe oder die Herstellung des ehelichen Lebens zum Gegenstande haben (Ehesachen),
ist das Landgericht, bei welchem der Ehemann seinen allgemeinen Gerichtsstand hat,
ausschließlich zuständig.
Gegen  den  Ehemann,  welcher  seine  Frau  verlassen  und  seinen  Wohnsitz  nur  im
Auslande hat, kann von der Ehefrau die Klage bei dem Landgerichte seines letzten
Wohnsitzes im Deutschen Reiche erhoben werden, sofern der Beklagte zur Zeit, als er
die Klägerin verließ, ein Deutscher war.

§ 569.

In Ehesachen ist die Staatsanwaltschaft zur Mitwirkung befugt.
Der Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte sowie vor einem beauftragten oder
ersuchten Richter kann der Staatsanwalt beiwohnen. Er ist von allen Terminen von
Amtswegen in Kenntniß zu setzen.
Er kann sich über die zu erlassende Entscheidung gutachtlich äußern und, sofern es sich
um  die  Aufrechterhaltung  einer  Ehe  handelt,  neue  Thatsachen  und  Beweismittel
vorbringen.
Im Sitzungsprotokoll ist der Name des Staatsanwalts anzugeben, auch sind in dasselbe
die von dem Staatsanwalte gestellten Anträge aufzunehmen.
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§ 570.

Der  Vorsitzende  darf  den  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  über  eine
Ehescheidungsklage oder über eine Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens erst
festsetzen, wenn den nachfolgenden Vorschriften über den Sühneversuch genügt ist.

§ 571.

Der Kläger hat bei dem Amtsgerichte, vor welchem der Ehemann seinen allgemeinen
Gerichtsstand hat, die Anberaumung eines Sühnetermins zu beantragen und zu diesem
Termine den Beklagten zu laden.
Durch die Zustellung der Ladung wird die Verjährung unterbrochen.

§ 572.

Die Parteien müssen in dem Sühnetermine persönlich erscheinen; Beistände können
zurückgewiesen werden.
Erscheint der Kläger oder erscheinen beide Parteien in dem Sühnetermine nicht, so
verliert die Ladung ihre Wirkung. Erscheint der Kläger, aber nicht der Beklagte, so ist
der Sühneversuch als mißlungen anzusehen.

§ 573.

Der Sühneversuch ist nicht erforderlich, wenn der Aufenthalt des Beklagten unbekannt
oder im Auslande ist, wenn dem Sühneversuche ein anderes schwer zu beseitigendes
Hinderniß entgegensteht, welches von dem Kläger nicht verschuldet ist, oder wenn die
Erfolglosigkeit des Sühneversuchs mit Bestimmtheit vorauszusehen ist.
Ueber  das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen entscheidet  der  Vorsitzende des
Landgerichts ohne vorgängiges Gehör des Beklagten.

§ 574.

Bis zum Schlusse derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht,
können  andere  als  die  in  der  Klage  vorgebrachten  Klagegründe  geltend  gemacht
werden.
Das neue Vorbringen und die Erhebung einer Widerklage ist von einem Sühneversuche
nicht abhängig.

§ 575.



Die  Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens,  die  Ehescheidungsklage  und  die
Ungültigkeitsklage können verbunden werden.
Die Verbindung einer anderen Klage mit den erwähnten Klagen sowie die Erhebung
einer Widerklage anderer Art ist unstatthaft.

§ 576.

Der mit einer Ehescheidungsklage oder einer Ungültigkeitsklage abgewiesene Kläger
kann  Thatsachen,  welche  er  in  dem  früheren  Rechtsstreit  oder  welche  er  durch
Verbindung der Klagen hatte geltend machen können, als selbständigen Klagegrund
nicht  mehr  geltend  machen.  Ein  gleiches  gilt  für  den  Beklagten  in  Ansehung der
Thatsachen, auf welche er eine Widerklage zu gründen im Stande war.

§ 577.

Die Vorschriften über die Folgen der unterbliebenen oder verweigerten Erklärung über
Thatsachen oder über die Echtheit von Urkunden, die Vorschriften über den Verzicht der
Parteien auf die Beeidigung der Zeugen und Sachverständigen, sowie die Vorschriften
über die Wirkungen eines Anerkenntnisses, eines gerichtlichen Geständnisses und die
Erlassung eines Eides kommen nicht zur Anwendung.
Die  Eideszuschiebung  und  der  Antrag,  dem  Gegner  die  Vorlegung  einer  Urkunde
aufzugeben, sind nicht zulässig, soweit es sich um Thatsachen handelt,  welche die
Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit der Ehe begründen sollen.

§ 578.

Erscheint der Beklagte in dem auf die Klage zur mündlichen Verhandlung anberaumten
Termine nicht, so kann erst in einem neuen, auf Antrag des Klägers zu bestimmenden
Termine verhandelt werden.
Der Beklagte ist  zu jedem Termine,  welcher  nicht  in  seiner  Gegenwart  anberaumt
wurde, zu laden.
Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung,  wenn  der  Beklagte  durch  öffentliche
Zustellung  geladen,  aber  nicht  erschienen  ist.
Ein Versäumnißurtheil gegen den Beklagten ist nur in dem Falle zu erlassen, wenn der
Beklagte  in  dem zur  Leistung  eines  richterlichen  Eides  bestimmten  Termine  nicht
erscheint.
Die  Vorschriften  dieses  Paragraphen  finden  auf  den  Widerbeklagten  entsprechende
Anwendung.



§ 579.

Das Gericht kann das persönliche Erscheinen einer Partei anordnen und dieselbe über
die von ihr, von dem Gegner oder von dem Staatsanwalte behaupteten Thatsachen
vernehmen.
Ist die zu vernehmende Partei am Erscheinen vor dem Prozeßgerichte verhindert oder
hält  sie  sich  in  großer  Entfernung  von  dem  Sitze  desselben  auf,  so  kann  die
Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten Richter erfolgen.
Gegen die nicht erschienene Partei ist wie gegen einen im Vernehmungstermine nicht
erschienenen Zeugen zu verfahren; auf Haft darf nicht erkannt werden.

§ 580.

Das Gericht kann die Aussetzung des Verfahrens über eine Ehescheidungsklage oder
über eine Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens von Amtswegen anordnen, wenn
es die Aussöhnung der Parteien für nicht unwahrscheinlich erachtet.
Auf  Grund dieser  Bestimmung darf  die  Aussetzung im Laufe des Rechtsstreits  nur
einmal und höchstens auf ein Jahr angeordnet werden.
Die  Aussetzung  findet  nicht  statt,  wenn  die  Ehescheidung  auf  Grund  eines  Ehebruchs
beantragt ist.

§ 581.

Zum Zwecke der Aufrechterhaltung der Ehe kann das Gericht Thatsachen, welche von
den Parteien nicht vorgebracht sind, berücksichtigen und die Aufnahme von Beweisen
von Amtswegen anordnen. Vor der Entscheidung sind die Parteien zu hören.

§ 582.

Urtheile, durch welche auf Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit der Ehe erkannt ist,
sind den Parteien von Amtswegen zuzustellen.

§ 583.

Die Vorschrift des §. 252 findet in der Berufungsinstanz keine Anwendung.

§ 584.

In Betreff einstweiliger Verfügungen, insbesondere in den Fällen, wenn ein Ehegatte die



Gestattung  der  vorläufigen  Trennung  und  die  Entrichtung  von  Alimenten  beantragt,
kommen  die  Bestimmungen  der  §§.  815  –  822  zur  Anwendung.

§ 585.

Für die Nichtigkeitsklage gelten die in den nachfolgenden Paragraphen enthaltenen
besonderen Vorschriften.

§ 586.

Die  Klage  kann  auch  von  der  Staatsanwaltschaft  erhoben  werden.  Inwiefern  zur
Erhebung der Klage ein Ehegatte oder ein Dritter befugt ist, bestimmt sich nach den
Vorschriften des bürgerlichen Rechts.
Die  von  dem  Staatsanwalt  oder  einem  Dritten  erhobene  Klage  ist  gegen  beide
Ehegatten, die von einem Ehegatten erhobene Klage ist gegen den anderen Ehegatten
zu richten.

§ 587.

Mit der Nichtigkeitsklage kann eine andere Klage nicht verbunden werden.
Eine Widerklage ist nur statthaft, wenn sie eine Nichtigkeitsklage ist.

§ 588.

So lange die  Ehegatten  leben,  kann die  Nichtigkeit  einer  Ehe  aus  einem Grunde,
welcher auch von Amtswegen geltend gemacht werden kann,  nur auf  Grund einer
Nichtigkeitsklage ausgesprochen werden.

§ 589.

Der Staatsanwalt kann, auch wenn er die Klage nicht erhoben hat, den Rechtsstreit
betreiben, insbesondere selbständig Anträge stellen und Rechtsmittel einlegen.

§ 590.

Wird ein Rechtsmittel von dem Staatsanwalt oder einer Privatpartei eingelegt, so sind
im ersteren Falle die Privatparteien, im letzteren Falle die übrigen Privatparteien und
der  Staatsanwalt,  sofern  derselbe  Partei  ist,  für  das  Rechtsmittelverfahren  als  die
Gegner anzusehen.



§ 591.

In den Fällen, in welchen der als Partei auftretende Staatsanwalt unterliegt, ist die
Staatskasse  zur  Erstattung  der  dem  obsiegenden  Gegner  erwachsenen  Kosten  in
Gemäßheit der Bestimmungen des fünften Titels des zweiten Abschnitts des ersten
Buchs zu verurtheilen.

§ 592.

Im Sinne dieses Abschnitts ist unter Ehescheidungsklage zu verstehen die Klage auf
Auflösung des Bandes der Ehe oder auf zeitweilige Trennung von Tisch und Bett; unter
Ungültigkeitsklage  die  Klage  auf  Anfechtung  einer  Ehe  aus  irgend  einem Grunde,
welcher nicht von Amtswegen geltend gemacht werden kann; unter Nichtigkeitsklage
die Klage auf Anfechtung einer Ehe aus einem Grunde, welcher auch von Amtswegen
geltend gemacht werden kann.

Zweiter Abschnitt.
Verfahren in Entmündigungssachen.

§ 593.

Eine Person kann für geisteskrank (wahnsinnig, blödsinnig u. s. w.) nur durch Beschluß
des Amtsgerichts erklärt werden. Der Beschluß wird nur auf Antrag erlassen.

§ 594.

Das Amtsgericht, bei welchem der zu Entmündigende seinen allgemeinen Gerichtsstand
hat, ist ausschließlich zuständig.
Gegen einen Deutschen, welcher seinen Wohnsitz nur im Auslande hat, kann der Antrag
bei dem Amtsgerichte seines letzten Wohnsitzes im Deutschen Reich gestellt werden.

§ 595.

Der Antrag kann von dem Ehegatten, einem Verwandten oder dem Vormunde des zu
Entmündigenden gestellt werden. Gegen eine Ehefrau kann nur von dem Ehemanne,
gegen eine Person, welche unter väterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft steht,
nur von dem Vater oder dem Vormunde der Antrag gestellt werden. Die Bestimmungen
des  bürgerlichen  Rechts,  nach  welchen  noch  andere  Personen  den  Antrag  stellen
können, bleiben unberührt.
In  allen  Fällen  ist  auch  der  Staatsanwalt  bei  dem  vorgesetzten  Landgerichte  zur



Stellung des Antrags befugt.

§ 596.

Der  Antrag kann bei  dem Gerichte  schriftlich  eingereicht  oder  zum Protokolle  des
Gerichtsschreibers  angebracht  werden.  Er  soll  eine  Angabe  der  ihn  begründenden
Thatsachen und die Bezeichnung der Beweismittel enthalten.

§ 597.

Das Gericht hat unter Benutzung der in dem Antrag angegebenen Thatsachen und
Beweismittel von Amtswegen die zur Feststellung des Geisteszustandeserforderlichen
Ermittelungen  zu  veranstalten  und  die  geeignet  erscheinenden  Beweismittel
aufzunehmen.
Das  Gericht  kann  vor  Einleitung  des  Verfahrens  die  Beibringung  eines  ärztlichen
Zeugnisses anordnen.
Der  Staatsanwalt  kann in  allen  Fällen  das  Verfahren durch  Stellung von Anträgen
betreiben.
Für die Vernehmung und Beeidigung der Zeugen und Sachverständigen kommen die
Bestimmungen im siebenten und achten Titel des ersten Abschnitts des zweiten Buchs
zur Anwendung. Die Anordnung der Haft im Falle des §. 355 kann von Amtswegen
erfolgen.

§ 598.

Der  zu  Entmündigende  ist  persönlich  unter  Zuziehung  eines  oder  mehrerer
Sachverständigen  zu  vernehmen.
Die Vernehmung kann auch durch einen ersuchten Richter erfolgen.
Die  Vernehmung  kann  unterbleiben,  wenn  sie  nach  Ansicht  des  Gerichts  schwer
ausführbar oder für die Entscheidung unerheblich oder für den Gesundheitszustand des
zu Entmündigenden nachtheilig ist.

§ 599.

Die Entmündigung darf nicht ausgesprochen werden, bevor das Gericht einen oder
mehrere Sachverständige über den Geisteszustand des zu Entmündigenden gehört hat.

§ 600.



Sobald das Gericht die Anordnung einer Fürsorge für die Person oder das Vermögen des
zu Entmündigenden für erforderlich hält, ist der Vormundschaftsbehörde zum Zwecke
dieser Anordnung Mittheilung zu machen.

§ 601.

Die  Kosten  des  Verfahrens  sind,  wenn  die  Entmündigung  erfolgt,  von  dem
Entmündigten,  anderenfalls  von  der  Staatskasse  zu  tragen.
Insoweit einen der im §. 595 Abs. 1 bezeichneten Antragsteller bei Stellung des Antrags
nach dem Ermessen des Gerichts ein Verschulden trifft, können demselben die Kosten
ganz oder theilweise zur Last gelegt werden.

§ 602.

Der über die Entmündigung zu erlassende Beschluß ist dem Antragsteller und dem
Staatsanwalte von Amtswegen zuzustellen.

§ 603.

Der  die  Entmündigung  aussprechende  Beschluß  ist  von  Amtswegen  der
Vormundschaftsbehörde  und,  wenn  eine  gesetzliche  Vormundschaft  stattfindet,  auch
dem  gesetzlichen  Vormunde  mitzutheilen.
Mit  der  Mittheilung  des  Beschlusses  an  die  Vormundschaftsbehörde  tritt  die
Entmündigung  in  Wirksamkeit.

§ 604.

Gegen den Beschluß,  durch welchen die Entmündigung abgelehnt  wird,  steht  dem
Antragsteller und dem Staatsanwalte die sofortige Beschwerde zu.
In  dem  Verfahren  vor  dem  Beschwerdegerichte  finden  die  Vorschriften  .  des  §.  597
entsprechende  Anwendung.

§ 605.

Der die Entmündigung aussprechende Beschluß kann im Wege der Klage binnen der
Frist eines Monats angefochten werden.
Das Recht zur Erhebung der Klage steht dem Entmündigten selbst, dem Vormunde
desselben und den im §. 595 bezeichneten Personen zu.
Die  Frist  beginnt  für  den  Entmündigten  mit  dem  Tage,  an  welchem  er  von  der



Entmündigung Kenntniß erhalten hat, für die übrigen Personen mit der Bestellung des
Vormundes und im Falle einer gesetzlichen Vormundschaft  mit  der Mittheilung des
Beschlusses an den gesetzlichen Vormund.

§ 606.

Für die Klage ist das Landgericht, in dessen Bezirke das Amtsgericht seinen Sitz hat,
ausschließlich zuständig.

§ 607.

Die Klage ist gegen den Staatsanwalt zu richten.
Erhebt  der  Staatsanwalt  die  Klage,  so  ist  dieselbe  gegen  den  Vormund  des
Entmündigten  als  Vertreter  desselben  zu  richten.
Hat eine der im §. 595 Abs. 1 bezeichneten Personen die Entmündigung beantragt, so
ist dieselbe unter Mittheilung der Klage zum Termine zur mündlichen Verhandlung zu
laden. Dieselbe gilt  im Falle des Beitritts im Sinne des §.  59 als Streitgenosse der
Hauptpartei.

§ 608.

Mit der die Entmündigung anfechtenden Klage kann eine andere Klage nicht verbunden
werden.
Eine Widerklage ist unzulässig.

§ 609.

Will  der  Entmündigte  die  Klage  erheben,  so  ist  ihm auf  seinen  Antrag  von  dem
Vorsitzenden des Prozeßgerichts ein Rechtsanwalt als Vertreter beizuordnen.

§ 610.

Bei  der  mündlichen  Verhandlung  haben  die  Parteien  die  Ergebnisse  der  bei  dem
Amtsgerichte stattgehabten Sachuntersuchung, soweit es zur Prüfung der Richtigkeit
des angefochtenen Beschlusses erforderlich ist, vollständig vorzutragen.
Im Falle  der  Unrichtigkeit  oder  Unvollständigkeit  des  Vortrags  hat  der  Vorsitzende
dessen  Berichtigung  oder  Vervollständigung,  nöthigenfalls  unter  Wiedereröffnung  der
Verhandlung,  zu  veranlassen.



§ 611.

Die Vorschriften der §§. 577, 578 finden entsprechende Anwendung.
Der Parteieid ist ausgeschlossen.

§ 612.

Die Bestimmungen der §§. 598, 599 finden in dem Verfahren über die Anfechtungsklage
entsprechende Anwendung.
Von der Vernehmung Sachverständiger darf das Gericht Abstand nehmen, wenn es das
vor dem Amtsgericht abgegebene Gutachten für genügend erachtet.

§ 613.

Wird  die  Anfechtungsklage  für  begründet  erachtet,  so  ist  der  die  Entmündigung
aussprechende Beschluß aufzuheben. Die Aufhebung tritt erst mit der Rechtskraft des
Urtheils in Wirksamkeit. Auf Antrag können jedoch zum Schutze der Person oder des
Vermögens des Entmündigten einstweilige Verfügungen nach Maßgabe der §§. 815 –
822 getroffen werden.
Die  Aufhebung  hat  zur  Folge,  daß  die  Gültigkeit  der  bisherigen  Handlungen  des
Entmündigten auf Grund des Beschlusses, welcher die Entmündlgung ausgesprochen
hatte, nicht in Frage gestellt werden kann. Auf die Gültigkeit der bisherigen Handlungen
des bestellten oder gesetzlichen Vormundes hat die Aufhebung keinen Einstuß.

§ 614.

Unterliegt der Staatsanwalt, so ist die Staatskasse zur Erstattung der dem obsiegenden
Gegner erwachsenen Kosten in Gemäßheit der Bestimmungen des fünften Titels des
zweiten Abschnitts des ersten Buchs zu verurtheilen.
Ist die Klage von dem Staatsanwalt erhoben, so hat die Staatskasse in allen Fällen die
Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

§ 615.

Das Prozeßgericht hat der Vormundschaftsbehörde und dem Amtsgerichte von jedem in
der Sache erlassenen Endurtheile Mittheilung zu machen.

§ 616.



Die Wiederaufhebung der Entmündigung erfolgt  auf Antrag des Entmündigten oder
seines Vormundes oder des Staatsanwalts durch Beschluß des Amtsgerichts.

§ 617.

Für  die  Wiederaufhebung  der  Entmündigung  ist  das  Amtsgericht  ausschließlich
zuständig, bei welchem der Entmündigte seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. [194]
Ist der Entmündigte ein Deutscher und hat er seinen Wohnsitz nur im Auslande, so kann
der  Antrag  bei  dem Amtsgerichte  seines  letzten  Wohnsitzes  im Deutschen Reiche
gestellt werden, sofern die Entmündigung von einem deutschen Gericht ausgesprochen
ist.
Die Bestimmungen der §§. 596 – 599 finden entsprechende Anwendung.

§ 618.

Die Kosten des Verfahrens sind von dem Entmündigten, wenn das Verfahren von dem
Staatsanwalt ohne Erfolg beantragt ist, von der Staatskasse zu tragen.

§ 619.

Der über  die  Wiederaufhebung der  Entmündigung zu erlassende Beschluß ist  dem
Antragsteller  und  im  Falle  der  Wiederaufhebung  dem  Entmündigten  sowie  dem
Staatsanwalte von Amtswegen zuzustellen.
Gegen den Beschluß, durch welchen die Entmündigung aufgehoben wird, steht dem
Staatsanwalte die sofortige Beschwerde zu.
Die  rechtskräftig  erfolgte  Wiederaufhebung  ist  der  Vormundschaftsbehörde
mitzutheilen.

§ 620.

Wird  der  Antrag  auf  Wiederaufhebung  von  dem  Amtsgericht  abgelehnt,  so  kann
dieselbe im Wege der Klage beantragt werden.
Zur  Erhebung  der  Klage  ist  der  dem  Entmündigten  bestellte  Vormund  und  der
Staatsanwalt befugt.
Will der Vormund die Klage nicht erheben, so kann der Vorsitzende des Prozeßgerichts
dem Entmündigten einen Rechtsanwalt als Vertreter beiordnen.
Auf das Verfahren finden die Vorschriften der §§. 606 – 615 entsprechende Anwendung.

§ 621.



Eine Person kann für einen Verschwender nur durch Beschluß des Amtsgerichts erklärt
werden.
Der Beschluß wird nur auf Antrag erlassen.
Auf das Verfahren finden die Vorschriften der §§. 594, 595 Abs. 1, der §§ 596, 597 Abs.
1, 4 und des §. 604 entsprechende Anwendung.
Eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft findet nicht statt.

§ 622.

Die Kosten des amtsgerichtlichen Verfahrens sind, wenn die Entmündigung erfolgt, von
dem Entmündigten, anderenfalls von dem Antragsteller zu tragen.

§ 623.

Der über die Entmündigung zu erlassende Beschluß ist dem Antragsteller und dem zu
Entmündigenden von Amtswegen zuzustellen.
Der  die  Entmündigung  aussprechende  Beschluß  tritt  mit  der  Zustellung  an  den
Entmündigten in Wirksamkeit. Der Vormundschaftsbehörde ist ein solcher Beschluß von
Amtswegen mitzutheilen.

§ 624.

Der die Entmündigung aussprechende Beschluß kann binnen der Frist eines Monats von
dem Entmündigten im Wege der Klage angefochten werden.
Die Frist beginnt mit der Zustellung des Beschlusses an den Entmündigten.
Die Klage ist gegen denjenigen, welcher die Entmündigung beantragt hatte, falls aber
dieser verstorben, oder sein Aufenthalt unbekannt oder im Auslande lst, gegen den
Staatsanwalt zu richten.
Auf  das  Verfahren  finden  die  Vorschriften  der  §§.  606,  608,  610,  611,  613  –  615
entsprechende  Anwendung.

§ 625.

Die Wiederaufhebung der Entmündigung erfolgt  auf Antrag des Entmündigten oder
seines Vormundes unter entsprechender Anwendung der Vorschriften der §§. 616 – 619.
Eine Anfechtung des Beschlusses, durch welchen die Entmündigung aufgehoben wird,
findet nicht statt.

§ 626.



Wird  der  Antrag  auf  Wiederaufhebung  von  dem  Amtsgericht  abgelehnt,  so  kann
dieselbe im Wege der Klage beantragt werden.
Zur Erhebung der Klage ist der Vormund des Entmündigten befugt. Will dieser die Klage
nicht erheben, so kann der Vorsitzende des Prozeßgerichts dem Entmündigten einen
Rechtsanwalt als Vertreter beiordnen.
Die Klage ist gegen denjenigen, welcher die Entmündigung beantragt hatte, falls aber
dieser verstorben, oder sein Aufenthalt unbekannt oder im Auslande ist, gegen den
Staatsanwalt zu richten.
Auf  das  Verfahren  finden  die  Vorschriften  der  §§.  606,  608,  610,  611,  614,  615
entsprechende  Anwendung.

§ 627.

Die Entmündigung einer Person wegen Verschwendung, sowie die Wiederaufhebung
einer solchen Entmündigung ist von dem Amtsgericht öffentlich bekannt zu machen.


